
Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen vom 31. Mai 2002 gemäß 
Beschluss vom 25. April 2002 – Bundestagsdrucksache 14/8855.

Deutscher Bundestag Drucksache 14/9487
14. Wahlperiode 03. 06. 2002

Unterrichtung
durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung zur „Maritimen Sicherheit auf der Ostsee“

Inhal tsverzeichnis
Seite

1 International   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

2 Regional  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

3 National  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

OPK-Forderung Nr. 1  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

OPK-Forderung Nr. 2  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4
1. Lotsannahmepflicht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4
2. Wegeführungsmaßnahmen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4
3. Maritime Verkehrssicherung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

OPK-Forderung Nr. 3  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

OPK-Forderung Nr. 4  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

OPK-Forderung Nr. 5  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

OPK-Forderung Nr. 6  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

OPK-Forderung Nr. 7  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

OPK-Forderung Nr. 8  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7
a) Seevermessung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7
b) Elektronische Seekarten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

OPK-Forderung Nr. 9  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

OPK-Forderung Nr. 10  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

OPK-Forderung Nr. 11  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

OPK-Forderung Nr. 12  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8



Drucksache 14/9487 – 2 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

OPK-Forderung Nr. 13  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

OPK-Forderung Nr. 14  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

OPK-Forderung Nr. 15  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

OPK-Forderung Nr. 16  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

OPK-Forderung Nr. 17  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

OPK-Forderung Nr. 18  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

Anlage 1  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10

Anlage 2  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38

Anlage 3  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 54

Seite



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 3 – Drucksache 14/9487

Nicht erst seit den schweren Schiffskatastrophen der letz-
ten Jahre (vom Tankerunfall der „Torrey Canyon“ vor den
Scilly Islands (1967) über die „Amoco Cadiz“ vor der
Bretagne (1978), der „Braer“ vor Schottland (1993), der
„Sea Empress“ an der Südwestküste Großbritanniens
(1996), der „Estonia“ in der Ostsee (1994) und schließlich
der „Erika“ vor der Atlantik-Küste Frankreichs (1999)) ist
mit Hochdruck und aktiver deutscher Unterstützung an
der Schließung erkannter Sicherheitslücken gearbeitet
worden; dabei sind auch völlig neue Sicherheitssysteme
eingeführt und fortentwickelt worden.

Die Bundesregierung sieht die Erhöhung der Schiffs- und
Verkehrssicherheit im Interesse der Vorbeugung und
Bekämpfung von Schiffsunfällen und damit auch der Ver-
besserung des Schutzes der maritimen Umwelt als die der-
zeit wichtigste internationale Aufgabe im Seeverkehr an.
Für dieses Ziel hat sie sich engagiert und vieles erreicht.
Die Umsetzung dieser Politik erfolgt auf drei Ebenen:

1 International

In der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO),
die als einzige internationale Organisation im Rahmen des
UN-Seerechtsübereinkommens für weltweite schiffsbezo-
gene Sicherheits- und Verhaltensstandards in den interna-
tionalen Gewässern zuständig ist, wurden in den letzten vier
Jahren zahlreiche Vorschriften zur Verbesserung der Stan-
dards der Schiffe (z. B. Ausphasen der Einhüllentankschiffe,
Festlegung einer Ausrüstungspflicht mit automatischen
Schiffsidentifizierungssystemen (AIS)) verabschiedet. 

2 Regional

Durch die Europäische Union, die regional die für die
Schiffe unter der Flagge eines Mitgliedstaates geltenden
Standards der IMO einheitlich umsetzen und zur Ge-
währleistung der Verkehrssicherheit in den Küstengewäs-
sern der Europäischen Union Richtlinien für Maßnahmen
der Mitgliedstaaten erlassen kann, wurden sicherheits-
technische und umweltschützende Vorschriften in der
IMO vorangetrieben.

Daneben wurden regional geltende Standards – soweit dies
mit dem Seevölkerrecht vereinbar ist – durch EG-Richtli-
nien erhöht, z. B. durch die EG-Richtlinie 2000/59/EG, die
einen Entsorgungszwang für Abfälle und ölhaltige Rück-
stände in den Häfen EG-weit einführt. Vorschriften zur
Verschärfung der Hafenstaatkontrolle tragen ebenso zu
mehr Sicherheit in der Seeschifffahrt bei und dienen
gleichzeitig dem Umweltschutz.

Die EG-Richtlinie zur Einrichtung eines gemeinschaftli-
chen Überwachungs- und Informationssystems, die in
Kürze verabschiedet wird, macht die IMO-Regelungen zu
AIS-Transpondern, Schiffsdatenschreibern und Notliege-
plätzen für die EG-Mitgliedstaaten verbindlich und er-
gänzt sie durch erweiterte Meldepflichten für Schiffe, ei-
nen verbesserten Schiffsdatenaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten sowie Vorschriften für das Ein- und Aus-
laufen bei schlechten Wetterverhältnissen.

Im Rahmen der Baltic Marine Environment Protection
Commission (HELCOM) wurden auf Grundlage der Con-
vention on the Protection of the Marine Environment of
the Baltic Sea Area (Helsinki-Übereinkommen) zum
Schutz der ökologisch besonders sensiblen Ostsee weitere
oder verschärfte Regelungen erlassen, so z. B. das strikte
Gebot, Schiffsabfälle in Hafen-Auffangeinrichtungen zu
entsorgen – Sportboote eingeschlossen – (Entsorgungs-
zwang, Gebührenpauschale), das im Rahmen der o.g. EG-
Richtlinie 2000/59/EG möglich ist, wobei alle Ostseean-
rainerstaaten, also nicht nur EG-Staaten, erfasst werden.

3 National
Durch die Bundesrepublik wurden z. B. Lotsannahme-
pflichten im deutschen Hoheitsgebiet oder Einschränkun-
gen der Seeschifffahrt im Gebiet von Nationalparks bzw.
Naturschutzgebieten beschlossen. Eine Verkehrslenkung
wird z. B. im Nord-Ostsee-Kanal durchgeführt.

Weitergehende nationale Regelungen haben in dem inter-
national geprägten Seeverkehr kaum eine Wirkung, da sie
meist nur die Schiffe der eigenen Flagge binden und nicht
fremdflaggige erfassen können, unter denen sich auch die
meisten unternormigen Schiffe befinden.

Alle genannten Vorschriften tragen zur erhöhten Sicher-
heit und zum vermehrten Umweltschutz in der Ostsee bei,
wobei auf Drängen der Ostseeanrainerstaaten in IMO-Be-
stimmungen allgemein geltende Sondervorschriften für
die Ostsee eingebracht wurden. So wird die Ostsee z. B.
als Sondergebiet nach dem Internationalen Übereinkom-
men von 1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung
durch Schiffe in der Fassung des Protokolls von 1978
(MARPOL 73/78) mit strengeren Einleitungsvorschriften
besonders geschützt.

Als Reaktion auf die Kollision des Tankers „Baltic Car-
rier“ mit dem Frachter „Tern“ am 29. März 2001 hat die
Bundesregierung Dänemark bei der Durchführung einer
außerordentlichen HELCOM-Ministerkonferenz nach-
drücklich unterstützt. Auf der Sonder-HELCOM-Konfe-
renz am 10. September 2001, bei der die Bundesregierung
durch die Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit vertreten war, ist eine „Erklärung über die Sicher-
heit der Seefahrt und die Verfügbarkeit von Einsatzmitteln
für Notfälle im Ostseegebiet“ einstimmig verabschiedet
worden, deren Wortlaut in der Anlage 1 beigefügt ist. In
dieser Erklärung, zu der die Bundesregierung maßgeblich
beigetragen hat, werden u. a. auch alle Themen behandelt,
die im Teil II der Resolution der 10. Ostsee-Parlamenta-
rierkonferenz am 3. und 4. September 2001 in Greifswald
angesprochen wurden. Die wichtigsten Maßnahmen zur
Erhöhung der Sicherheit auf Schiffen und des Meeresum-
weltschutzes sind gleichzeitig als neue Regelungen zur
Änderung des Helsinki-Übereinkommens zum Schutze
der Meeresumwelt der Ostsee beschlossen worden. Die
nationale Ratifizierung ist eingeleitet.

Darüber hinaus ist von der Ministerkonferenz eine Exper-
ten-Arbeitsgruppe eingesetzt worden, die die gemeinsamen
europäischen Bemühungen unterstützt, eine europaweite
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Kompatibilität der Normen für den Austausch von Daten
sicherzustellen. Ihr Ziel ist es, u. a. die nationalen AIS-
Überwachungssysteme mit denen der übrigen Ostseeanrai-
nerstaaten zu verknüpfen. Außerdem soll durch die Exper-
ten-Arbeitsgruppe die gegenseitige Unterstützung und der
Erfahrungsaustausch im Zusammenhang mit der Errich-
tung und dem Betrieb der nationalen AIS-Überwachungs-
systeme sichergestellt werden. 

Die Umsetzung der von der Ministerkonferenz beschlos-
senen Maßnahmen wird von einer Arbeitsgruppe der
HELCOM-Staaten koordiniert: Ein erster Fortschrittsbe-
richt, der in der Anlage 2 beigefügt ist, wurde von der Hel-
sinki-Kommission im März 2002 gebilligt.

Schließlich soll auf Initiative Deutschlands im Frühjahr
2003 ein gemeinsamer Workshop von HELCOM, IMO
und EG zum Thema „Auswirkungen der erhöhten Schiff-
fahrtsdichte in der Ostsee auf die Umwelt“ mit dem Ziel
durchgeführt werden, u. a. den Stand der Umsetzung und
die Wirkung der Maßnahmen zu überprüfen, die in der Ko-
penhagener HELCOM-Erklärung vereinbart worden sind.
Bei diesem Workshop wird auch deutlich gemacht werden
müssen, dass weitere Maßnahmen zur Erhöhung des Mee-
resumweltschutzes in der Ostsee notwendig sind, da sich
nur ca. 10 % der Schadstoffeinleitungen auf die Schifffahrt
beziehen, während ca. 90 % von Land aus geschehen.

In welchem Umfang und wie weit die 18 Forderungen der
10. Ostsee-Parlamentarier-Konferenz (OPK), die in der
Anlage 3 beigefügt sind, aufgrund der Kopenhagener
HELCOM-Ministererklärung bereits umgesetzt bzw. in
die Wege geleitet worden sind, ergibt sich aus der nach-
folgenden vergleichenden Übersicht:

OPK-Forderung Nr. 1:

„Prüfung und Untersuchung der Vorteile einer
Ausweisung weiterer Teile des Ostseeraumes als
‘besonders empfindliches Seegebiet’“

Die Sonder-Verkehrsministerkonferenz der Ostseestaaten
(HELCOM EXTRA 2001, Kopenhagen 10. September
2001) hat die Untersuchung der Vorteile einer möglichen
Ausweisung bestimmter Gebiete der Ostsee als Particularly
Sensitive Sea Area (PSSA) beschlossen. Als ersten Schritt
dazu stellt die Sea-based Pollution Group der HELCOM
die zurzeit in der Ostsee geltenden Vorschriften und ge-
troffenen Maßnahmen zusammen. Dabei wird unterschie-
den, ob es sich um Vorschriften bzw. Maßnahmen auf in-
ternationaler Ebene (IMO), regionaler (HELCOM) oder –
darüber hinausgehend – auf nationaler Ebene handelt. Der
deutsche Beitrag, nationale Vorschriften und Maßnahmen
betreffend, wurde der HELCOM bereits zugeleitet.

OPK-Forderung Nr. 2:

„Einführung einer Lotsannahmepflicht und eines
Verkehrsleit- und Informationssystems (VTMIS) auf
der T-Route, im Øresund und in der Kadetrinne“

1. Lotsannahmepflicht

Einem sicheren Schiffsverkehr durch die Kadetrinne kommt
aus Sicht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und

Wohnungswesen (BMVBW) weiter eine hohe Bedeutung
zu. Auch in anderen Staaten werden die Risiken von Schiffs-
unfällen letzthin deutlicher wahrgenommen. 

Alle Ostsee-Anrainerstaaten haben auf der Sonder-Ver-
kehrsministerkonferenz der Ostseestaaten eine Initiative
zur Ausweitung der IMO-Empfehlungen zur Lotsan-
nahme bereits auf Schiffen mit den unfallkritischen Tief-
gängen von mehr als 11 m statt wie bisher mehr als 13 m
beschlossen. Zusammen mit den ebenfalls beschlossenen
gezielten Hinweisen für die Schifffahrt auf die IMO-Emp-
fehlungen wird dies die Sicherheit des Schiffsverkehrs in
der Ostsee weiter verbessern. Ein entsprechender Vor-
schlag wurde von Dänemark im Auftrag der HELCOM-
Staaten bei der IMO im April 2002 eingebracht.

2. Wegeführungsmaßnahmen

Gemäß einem gemeinsam von Deutschland und Däne-
mark auf der 47. Sitzung des IMO-Unterausschusses „Si-
cherung der Seefahrt“ (NAV 47) vom 2. bis 6. Juli 2001
in London eingebrachten Vorschlag trat die Ausdehnung
des Tiefwasserweges North-East of Gedser in das Ver-
kehrstrennungsgebiet South of Gedser (Kadetrinne) vor-
zeitig am 7. Januar 2002 in Kraft. Der von Nordosten
kommende Tiefwasserweg wurde somit um 5 Seemeilen
in die Kadetrinne hinein erweitert und mit 6 zusätzlichen
Tonnen bezeichnet. Die damit verbundene Markierung
mittels einer Torbefeuerung wurde in der gleichen Woche
abgeschlossen. 

Durch die Kennzeichnung des Tiefwasserweges mit Ton-
nen und einer Torbefeuerung wird den Schiffsführungen,
insbesonders tiefgehender Fahrzeuge, die Navigation er-
leichtert.

Der Schiffssicherheitsausschuss der IMO hat auf seiner
75. Sitzung am 22. Mai 2002 diese Maßnahmen nachträg-
lich billigend zur Kenntnis genommen.

Zur Überprüfung der Wirksamkeit dieser Maßnahme wer-
den Fahrzeuge der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
und der Küstenwache eingesetzt.

3. Maritime Verkehrssicherung 

Vor dem Hintergrund der internationalen Einführung des
„Automatic Identification Systems“ (AIS) zwischen 2002
und 2008 wird von den Wasser- und Schifffahrtsdirektio-
nen (WSD´en) ein Gesamtkonzept zur Nutzung der
zukünftig von der Schifffahrt zur Verfügung gestellten
AIS-Daten entwickelt (vgl. auch OPK-Forderung Nr. 9).
Ein Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „AIS-Betriebs-
Konzept“, der sich mit der Implementierung von AIS in
Verkehrszentralen und deren Betrieb befasst, wurde be-
reits fertig gestellt. Danach ist vorgesehen, die maritime
Verkehrssicherung auf das gesamte deutsche Hoheitsge-
biet und die AWZ auszudehnen und mit Hilfe des AIS
durchzuführen (Aufbau VTMIS).

Darüber hinaus wurde mit der dänischen Schifffahrts-
verwaltung vereinbart, dass die Verkehrszentrale War-
nemünde die Überwachung des Schiffsverkehrs in der
gesamten Kadetrinne einschließlich des dänischen AWZ-
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Bereiches und die Verkehrszentrale Travemünde die
Überwachung des Schiffsverkehrs im gesamten Fehmarn-
belt bis zur dänischen Küste durchführt.

Nach Aufbau des auf AIS basierenden Überwachungssys-
tems wird der Schiffsverkehr im deutschen Hoheitsgebiet,
im Bereich der deutschen AWZ und im gesamten Bereich
der Kadetrinne und des Fehmarnbelts zusammenhängend
überwacht werden. Durch einen Datenverbund, mit dem
die Verkehrsdaten an die in Fahrtrichtung der Fahrzeuge
nächste zuständige Verkehrszentrale weitergegeben wer-
den, erhalten die Verkehrszentralen die Möglichkeit, sich
bereits vor Eintritt der Schiffe in ihren Zuständigkeitsbe-
reich auf das Befahren vorzubereiten.

Mögliche auftretende Gefahren können so frühzeitig er-
kannt und die notwendigen Maßnahmen zur Abwehr ein-
geleitet werden. Die Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs und der Schutz der maritimen Umwelt
wird hierdurch deutlich erhöht.

OPK-Forderung Nr. 3:

„Merkblatt über die navigatorischen Eigenheiten
besonders gefährlicher Verkehrsflächen (Kadetrinne,
etc.) und aktuelles Kartenmaterial“

Über eine sichere Navigation in der Kadetrinne wurde
durch das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH) in Abstimmung mit dem BMVBW mehrfach
in Beilagen zu den Nachrichten für Seefahrer (NfS) in
deutscher und englischer Sprache mit Kartenauszug un-
terrichtet.

Da nur Schiffe mit einem Tiefgang von weniger als 
15 Meter die Kadetrinne passieren können, ist eine zu-
sätzliche 17-Meter-Tiefenlinie in den Seekarten von Nut-
zen. Das BSH hat auf Wunsch des BMVBW nach Ab-
stimmung mit dem dänischen Hydrographischen Dienst
die 17-Meter-Tiefenlinie in die Seekarten für das Gebiet
der Kadetrinne eingesetzt.

Außerdem wird der Schifffahrt die Verwendung elektro-
nischer Seekartensysteme insbesondere für das Gebiet der
Kadetrinne empfohlen (vgl. OPK-Forderung Nr. 8), die
(in Verbindung mit GPS) Schiffsort und Kurs automatisch
anzeigen.

Als eine weitere Maßnahme werden zusätzlich aktuelle,
das Seegebiet betreffende Informationen sowie Hinweise
zum Befahren des Verkehrstrennungsgebietes in Form ei-
ner Lagemeldung mittels UKW-Sprechfunk durch die
Verkehrszentrale Warnemünde ausgestrahlt.

OPK-Forderung Nr. 4:

„Verfahren zur Einweisung von Schiffen in Seenot in
einen Nothafen (Nothafenrecht)“

Deutschland hat international eine Initiative zur Erarbei-
tung eines Entscheidungsverfahrens für die Zuweisung
von Notliegeplätzen ergriffen, welche sich an der Richtli-
nie für den Aufbau eines integrierten Systems der Ein-
greifplanung für Notfälle auf Schiffen (IMO-Entschlie-
ßung A.852(20)) orientiert. Die Initiative entspricht

inhaltlich auch dem Entwurf einer Richtlinie des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über die Einrichtung ei-
nes gemeinschaftlichen Überwachungs- und Informati-
onssystems für den Seeverkehr. Diese Richtlinie fordert
die Mitgliedstaaten auf, unter Berücksichtigung der ein-
schlägigen IMO-Leitlinien Pläne zur Aufnahme von
Schiffen in Not in ihren Hoheitsgewässern zu erstellen
und einzuführen.

Im Rahmen des Projektes „Maritime Notfallvorsorge“
wurde eine umfangreiche Bestandsaufnahme zur Notha-
fenproblematik erarbeitet.

Im Weiteren ist vorgesehen, die Grundsätze der Zusam-
menarbeit zwischen dem Bund und den Küstenländern
beim Anlaufen oder der Zuweisung von Notliegeplätzen
einschließlich der Kostenregelung in einer Vereinbarung
zwischen Bund und Küstenländern zu regeln. Einzelhei-
ten, insbesondere das taktische Einsatzkonzept, werden
derzeit erarbeitet.

Mit dieser Vereinbarung soll das im Aufbau befindliche
Havariekommando (vergleiche auch Antwort auf Forde-
rung 15) dann die Möglichkeit erhalten, Schiffen in Not
geeignete Liegeplätze zuzuweisen.

OPK-Forderung Nr. 5:

„Maßnahmenpakete ERIKA I und II“

Das Paket ERIKA I enthält die folgenden Elemente:

– Weiterentwicklung der Hafenstaatkontrolle: weitere
Konzentration der Überprüfungen auf unternormige
Schiffe; Verschärfung der Sanktionen; Ausweitung
des Informationsaustausches.

– Verstärkung der Vorgaben für Schiffsüberprüfungsge-
sellschaften (Klassifikationsgesellschaften): Die Anfor-
derungen an Gesellschaften, die die Schiffe im Auftrag
der Reeder für die Zeugniserteilung der Flaggenstaaten
überprüfen (so genannter „Schiffs-TÜV“), werden ver-
schärft; eine EU-weite Anerkennung (nach Prüfung)
derartiger Gesellschaften wird eingeführt.

– Initiative für ein frühzeitiges „Phasing-out“ von Ein-
hüllen-Öltankern bei gleichzeitig beschleunigter Ein-
führung von Doppelhüllen-Öltankern, die bei Unfäl-
len einen besseren Schutz vor Ölschäden bieten.

Die Richtlinien zu den beiden ersten Vorschlägen sind
am 22. Januar 2002 im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht worden und in Kraft
getreten.

Im Oktober 2000 haben die EG-Mitgliedstaaten eine ge-
meinsame Initiative in der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation (IMO) zur beschleunigten Ausmus-
terung der Einhüllen-Öltanker auf den Weg gebracht. Die
notwendigen MARPOL-Änderungen sind im April 2001
angenommen worden. Demnach werden Einhüllentan-
ker, abgestuft nach ihrem jeweiligen Alter und nach Tan-
kerkategorie, spätestens nach dem Jahr 2015 nicht mehr
in die Seehäfen der Mitgliedstaaten einlaufen dürfen.
Diese in der IMO vereinbarte Einigung wird in der EU
für die Mitgliedstaaten verbindlich im Rahmen einer Ver-
ordnung umgesetzt (siehe auch OPK-Forderung Nr. 11).
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ERIKA II enthält die folgenden Vorschläge: 

1. Einrichtung eines gemeinschaftlichen Überwachungs-
und Informationssystems für den Schiffsverkehr mit
folgenden Maßnahmen:

– Erweiterung der Meldepflichten, Nutzung von
Schiffsmeldesystemen,

– Verbesserter (elektronischer) Schiffsdatenaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten,

– Verbesserung der Schiffswegeführung,

– Einführung von AIS-Transpondern,

– Einführung von Schiffsdatenschreibern (Black
Boxes),

– Aufbau von Schiffsverkehrsdiensten (VTS-Sys-
teme) und Überwachung ihrer Nutzung,

– Vorschriften für das Ein- und Auslaufen bei
schlechtem Wetter,

– Einrichtung von Zufluchtsorten (Notliegeplätze
und -häfen),

– Verbesserte Zusammenarbeit bei der Unfallunter-
suchung,

– Sanktionen bei Verstößen.

2. Einrichtung eines ergänzenden Fonds zur Entschädi-
gung für Ölverschmutzung in europäischen Gewäs-
sern, um die gestiegenen Schadenssummen bei Ölun-
fällen besser und zügiger abwickeln zu können.

3. Gründung einer Europäischen Agentur für Sicherheit
im Seeverkehr (European Maritime Safety Agency =
EMSA): diese Agentur wird u. a. in folgenden Berei-
chen mitwirken: 

– Aktualisierung und effiziente Anwendung der Ge-
meinschaftsvorschriften zur Schiffssicherheit und
Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe,

– Überprüfung des Gemeinschaftssystems der Hafen-
staatkontrolle, 

– Klassifikationsgesellschaften, Fahrgastschiffe und
Ausbildung,

– Entwicklung und Betrieb eines maritimen Infor-
mationssystems,

– Einheitliche Durchführung der Seeunfalluntersu-
chungen,

– Beobachtung der ordnungsgemäßen Anwendung
der europäischen Schiffsausrüstungsstandards.

Die Verkehrsminister der EU-Mitgliedstaaten haben sich
auf die Einführung eines Überwachungs- und Informati-
onssystems verständigt. Auch über die Gründung einer
europäischen Schiffssicherheitsagentur (EMSA) besteht
Einvernehmen. Der Ministerrat (Verkehr) hat am 7. März
2002 über einen überarbeiteten Verordnungsvorschlag
politische Einigung erzielt. Nach Behandlung durch das
Europäische Parlament könnten beide Regelwerke zügig
in Kraft treten.

Die Einrichtung eines ergänzenden Haftungsfonds zur
Entschädigung bei Ölverschmutzung wird im Rahmen ei-
ner gemeinsamen Initiative der EU-Mitgliedstaaten in der
IMO (International Oil Pollution Compensation, IOPC)
weitergeführt.

OPK-Forderung Nr. 6:

„Umweltschutzmaßnahmen im Finnischen
Meerbusen“

Der von Finnland, Russland und Estland bei der IMO ein-
gebrachte Vorschlag zur Veränderung des Verkehrstren-
nungsgebietes und zur Schaffung eines obligatorischen
Schiffsmeldesystems im finnischen Meerbusen wird von
Deutschland unterstützt.

OPK-Forderung Nr. 7:

„Striktere Anwendung des an jeglichen Schiffs-
verkehr im Ostseeraum gerichteten Verbots, Schiffs-
abfälle, insbesondere Öl und Abwässer einzuleiten“

Nach den weltweit geltenden Vorschriften des Internatio-
nalen Übereinkommens zur Verhütung der Meeresver-
schmutzung durch Schiffe (MARPOL 73/78) ist die Ost-
see als Sondergebiet gemäß Anlage I (Verhütung der
Verschmutzung durch Öl), Anlage II (Überwachung der
Verschmutzung durch schädliche flüssige Stoffe) und
gemäß Anlage V (Verhütung der Verschmutzung durch
Schiffsmüll) ausgewiesen. Ferner sieht die noch nicht in
Kraft getretene Anlage VI von MARPOL 73/78 (Verrin-
gerung der Luftverschmutzung durch Schiffe) vor, dass die
Ostsee als Schwefelemissionskontrollgebiet ausgewiesen
wird. Damit sind für die Ostsee alle Sondergebietsrege-
lungen hinsichtlich der Verhütung der Verschmutzung
durch Schiffe ausgeschöpft. Die Ostsee ist damit insoweit
das weltweit am meisten geschützte Seegebiet.

Darüber hinaus sind speziell für die Ostsee mit dem Über-
einkommen von 1992 zum Schutz der Meeresumwelt des
Ostseegebiets (Helsinki-Übereinkommen) strengere Be-
stimmungen erlassen worden. Die Anlage IV des Hel-
sinki-Übereinkommens (Verhütung der Verschmutzung
durch Schiffe) wurde durch folgende Regeln ergänzt:

– Regel 6: Alle Schiffe einschließlich Sportboote, die am
oder nach dem 1. Januar 2000 gebaut wurden und über
eine Toilette an Bord verfügen, müssen mit einer Ab-
wasserrückhalteanlage ausgerüstet sein, deren Inhalt an
Land in eine Hafenauffanganlage entsorgt werden muss.
Für Schiffe, die vor dem 1. Januar 2000 gebaut wurden,
gilt diese Vorschrift ab dem 1. Januar 2005. 

– Regel 7: Vor dem Auslaufen müssen alle Schiffe
Schiffsabfälle einschließlich ölhaltiger Rückstände in
Übereinstimmung mit MARPOL 73/78 in eine Hafen-
auffanganlage einleiten (Entsorgungszwang). Nur ge-
ringe Abfallmengen dürfen an Bord mitgeführt werden.

– Regel 8: Jede Verbrennung der auf Schiffen erzeugten
Abfälle ist an Bord von Schiffen im Küstenmeer der
Ostsee-Staaten verboten.

Diese o. g. Regeln werden zurzeit vom Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und
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dem BMVBW im Rahmen der 1. Ostseeschutz-Ände-
rungsverordnung umgesetzt. Die Verordnung wird vo-
raussichtlich im Herbst 2002 in Kraft treten.

Die HELCOM Empfehlung 19/8 („no-special-fee“-Sys-
tem – Einführung einer Pauschalgebühr für die Entsor-
gung in den Häfen) wird von den Bundesländern umge-
setzt, und zwar im Zuge der Umsetzung der Richtlinie
2000/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 27. November 2000 über Hafenauffangeinrichtun-
gen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstände (ABl. L
332/81). Ziel ist, sowohl in den Ostseehäfen wie auch in
der Nordsee ein einheitliches Gebührensystem zu etablie-
ren, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden.

OPK-Forderung Nr. 8:

„Verbesserung hydrographischer Dienste und
Förderung der Verwendung Elektronischer
Seekarten (Electronic Navigational Charts – ENC)“

a) Seevermessung

1997 hat das BSH als zuständige Behörde eine vollstän-
dige Vermessung der Kadetrinne mit modernster Techno-
logie (flächendeckend, mit Satelliten-Positionierung)
durchgeführt. Diese mit Dänemark abgestimmte Vermes-
sung erstreckte sich auch auf den dänischen Teil der Ka-
detrinne. Auch alle übrigen deutschen Seegebiete in der
Ostsee sind nach den heute gültigen Standards vermessen
und die Seekarten entsprechend aktualisiert.

Das BSH kooperiert mit den anderen hydrographischen
Diensten der Ostseeregion in einer Regionalkommis-
sion, in der bereits Maßnahmen zur Verbesserung der ge-
genseitigen Abstimmung bei der Durchführung der hy-
drographischen Vermessungen beschlossen worden
sind.

b) Elektronische Seekarten

Das neue Kapitel V des Internationalen Schiffssicher-
heitsvertrages (SOLAS) der IMO, das u. a. den gleich-
wertigen Ersatz der bisher vorgeschriebenen Seekarte
durch Electronic Chart Display and Information System
(ECDIS) und ENCs regelt, wird zum 1. Juli 2002 in Kraft
treten. Dazu hat Deutschland die ENC für die deutschen
Seegebiete in der Ostsee einschließlich der Seehäfen her-
gestellt und hält sie ständig aktuell. Es beteiligt sich an
einem Datenvertriebsdienst, der mit den anderen Anrai-
nerstaaten der Ostsee und den übrigen europäischen Staa-
ten koordiniert ist. Über diesen Datenvertriebsdienst
werden die ENCs und die erforderlichen Aktualisie-
rungsdaten der Schifffahrt weltweit zugänglich gemacht.
Mit dem Verband Deutscher Reeder (VDR) werden Wer-
bemaßnahmen zur Verwendung von ECDIS und ENCs
vorbereitet.

Das BSH führt, gemeinsam mit den Geräteherstellern,
Untersuchungen zur geeigneten Darstellung von AIS-In-
formationen auf Radargeräten und ECDIS-Systemen
durch. Daraus werden entsprechende Vorschläge zur in-
ternationalen Normung solcher Darstellungen erarbeitet.
Das BSH prüft die Eignung deutscher und dänischer

ENC-Daten des Seegebietes „Kadetrinne – Mittlere Ost-
see“ zur besseren Unterstützung der Navigation in den ge-
nannten Gewässern. Daraus folgt eine Zusammenstellung
von Empfehlungen für die Optimierung der untersuchten
Daten und die Information des dänischen Datenherstel-
lers. Ferner analysiert das BSH Probleme bei der Anwen-
dung von Rasterdaten (ARCS) und privaten ENC-Daten
(C-Map) für das genannte Seegebiet und zur Information
der Hersteller von ECDIS-Systemen.

OPK-Forderung Nr. 9:

„Automatische Identifikationssysteme (AIS)“

Auf deutsche Initiative ist es gelungen, in einem extrem
kurzen Zeitraum mit maßgeblicher deutscher Beteiligung
die international erforderlichen Voraussetzungen für eine
Ausrüstungspflicht aller Schiffe größer als 300 BRZ mit ei-
nem automatischen Schiffsidentifizierungssystem zu
schaffen und die entsprechende Änderung des Internatio-
nalen Schiffssicherheitsvertrages (SOLAS) einzuführen.
Darüber hinaus ist AIS Bestandteil der Informations- und
Überwachungsrichtlinie der EU geworden, die über diese
Änderungen hinaus auch die Betriebsbereitschaft von AIS
regelt. 

Auf Initiative der USA hat der Schiffssicherheitsaus-
schuss der IMO auf seiner 75. Sitzung vom 15. bis 24. Mai
2002 beschlossen, im Dezember 2002 eine diplomatische
Konferenz zur Terrorismusbekämpfung im Seeverkehr
einzuberufen, in der u. a. eine beschleunigte weltweite
Einführung von AIS festgelegt werden soll. Vorgeschla-
gen (in verschiedenen Alternativen) ist ein verkürzter
Einphasungszeitraum bis zum ersten Besichtigungster-
min der Sicherheitsausrüstung nach dem 1. Juli 2004
oder am 31. Dezember 2004 bzw. für kleinere Schiffe bis
1. Juli 2006.

Für den Bereich der deutschen Hoheitsgewässer und der
Ausschließlichen Wirtschaftszone wird ein auf AIS basie-
rendes Überwachungssystem durch die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes eingerichtet. Entspre-
chende Haushaltsmittel sind eingestellt (siehe auch OPK-
Forderung Nr. 3).

OPK-Forderung Nr. 10:

„Die Förderung eines bindenden Berichtswesens 
für die Schifffahrt“

Die Richtlinie zur Einrichtung eines gemeinschaftlichen
Überwachungs- und Informationssystems für den Schiffs-
verkehr enthält eine Reihe von Melde- und Berichts-
pflichten:

– Rechtzeitige Anmeldung eines Schiffes vor dem Ein-
laufen in Häfen eines Mitgliedstaates,

– Meldung von an Bord beförderten gefährlichen oder
umweltschädlichen Gütern vor dem Ein- bzw. Aus-
laufen,

– Meldung gefährlicher Vorkommnisse oder Unfälle auf
See,



Drucksache 14/9487 – 8 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

– Meldung drohender oder eingetretener Verschmut-
zung der Gewässer oder Küstenzonen,

– Unterrichtung der zuständigen Behörde durch den Ka-
pitän, wenn dieser bei schlechtem Wetter ihren Emp-
fehlungen zuwiderhandeln will.

OPK-Forderung Nr. 11:

„Ausmusterung von Einhüllen-Öltankern im
Ostseeraum bis zum Jahr 2015“

Auf seiner 46. Sitzung im April 2002 hat der Ausschuss
für den Schutz der Meeresumwelt der IMO Änderungen
des Internationalen Übereinkommens von 1973 zur Ver-
hütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der
Fassung des Protokolls von 1978 (MARPOL 73/78) be-
schlossen, mit denen die schrittweise Abschaffung von
Einhüllen-Tankschiffen beschleunigt wird. Nach der
geänderten Regel 13 G in Anlage I zu MARPOL 73/78
müssen die in verschiedene Kategorien eingeteilten Tank-
schiffe mit Einfachhülle gestaffelt nach ihrem jeweiligen
Alter in den Jahren ab 2003 bis spätestens 2015 abge-
schafft werden. Nach dem IMO-Beschluss können be-
stimmte Schiffe unter besonderen Voraussetzungen auch
noch bis zum Jahre 2017 zum Einsatz zugelassen werden.
Im Gegenzug ist es den Vertragsstaaten aber auch erlaubt,
diese Sonderregelung nicht zu akzeptieren und das Verbot
von Einhüllen-Tankschiffen ab 2015 ohne Ausnahmen
strikt anzuwenden. Sie müssen dann die IMO davon un-
terrichten, dass sie solchen Schiffen die Erlaubnis ver-
weigern werden, ihre Häfen oder der Küste vorgelagerte
Umschlagplätze anzulaufen.

Mit der Kopenhagener HELCOM-Erklärung am 10. Sep-
tember 2001 haben die HELCOM Vertragsparteien erklärt,
dass sie die geänderte Regel 13 G von Anlage I zu MAR-
POL 73/78 annehmen, aber die Ausnahmeregelung mit der
zeitlichen Lockerung nach 2015 ebenso wie die Mitglied-
staaten der EU nicht in Anspruch nehmen werden. Außer-
dem verweigern sie Schiffen, die die Flagge eines Nichtver-
tragsstaates führen und die diese Lockerungsmöglichkeit in
Anspruch nehmen, die Erlaubnis, ihre Häfen oder der Küste
vorgelagerte Umschlagplätze anzulaufen.

OPK-Forderung Nr. 12:

„Hafenstaatkontrolle“

Als besonderer Erfolg der Sonderkonferenz HELCOM
EXTRA ist zu bewerten, dass auch die Staaten, die bisher
nicht Mitglied der EU bzw. des Paris Memorandum of
Understanding (Paris MOU) sind, bereit sind, ihre Hafen-
staatkontrolle nach deren strengen Regeln auszurichten.

Unter dänischer Federführung haben Deutschland und
weitere Ostseeanrainerstaaten auf der 35. Sitzung des Ha-
fenstaatkontrollausschusses des Paris MOU vom 6. bis 
9. Mai 2002 in Halifax, Kanada, eine Änderung des Hand-
buches für Besichtiger der Hafenstaatkontrolle erreicht.
Danach sollen bei bestimmten Schiffstypen mit Tiefgang
(Öl-, Gas- und Chemikalientanker) u. a. die Seekarten be-
sonders gründlich überprüft werden. Die Nutzung von
elektronischen Seekarten soll gefördert werden.

OPK-Forderung Nr. 13:

„Förderung einer Sicherheits- und Umweltkultur
durch Schaffung eines gemeinsamen Verfahrens zur
Untersuchung von Seeunfällen“

Eine verbesserte Untersuchung von Seeunfällen gemein-
sam mit anderen betroffenen Staaten wird in der Bundes-
republik Deutschland zukünftig auf der Grundlage des
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes erfolgen, das
Bestandteil des Zweiten Seeschifffahrtsanpassungsgeset-
zes ist und dessen Inkrafttreten unmittelbar bevorsteht. In
diesem Zusammenhang wird eine neue Bundesstelle für
Seeunfalluntersuchung in Hamburg eingerichtet, die die
Aufgaben nach Abschnitt 3 des Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetzes wahrnimmt.

Die Bundesstelle hat dabei u. a. die Aufgaben, nach Maß-
gabe des IMO-Codes für die Untersuchung von Unfällen
und Vorkommnissen auf See,

– die Unfallursachen einschließlich der Feststellung
wesentlicher Abweichungen vom ISM-Code bei der
Untersuchung von sicherheits- oder umweltschutzre-
levanten Vorfällen an Bord und von Seeunfällen zu
untersuchen und

– hierbei mit den Flaggenstaaten und sonstigen Staaten,
die ein wesentliches (berechtigtes) Untersuchungsin-
teresse haben, zusammenzuarbeiten.

OPK-Forderung Nr. 14:

„Wirtschaftliche Anreize, z. B. niedrigere
Hafengebühren für Schiffe, die bestimmte
Umweltkriterien erfüllen“

Die Hansestadt Hamburg hat als größte deutsche Hafen-
stadt seit dem 1. Juli 2001 mit dem zunächst auf fünf Jahre
befristeten Green-Shipping-Projekt eine Bonusregelung
auf Hafengebühren für einlaufende Schiffe eingeführt, die
bestimmte Umweltkriterien erfüllen. Ca. 30 % aller in
Hamburg umgeschlagenen Container werden mit Feeder-
schiffen durch den Nord-Ostsee-Kanal in die Ostsee wei-
tertransportiert bzw. von dort nach Hamburg gebracht.

Daneben wird für umweltfreundlichere Schiffe (Doppel-
hüllentanker) eine Ermäßigung der Gebühren für Lotsun-
gen gewährt.

Weitere Möglichkeiten werden geprüft.

OPK-Forderung Nr. 15:

„Verfügbarkeit angemessener Notfallkapazitäten
(Brandbekämpfungs-, Leichterungs- und
Abschleppkapazitäten für Notfälle)“

Die Bundesregierung hat im Mai 2001 erstmalig ein um-
fassendes Konzept für von staatlicher Seite bereitgestellte
Notfallschlepper für die Ostsee beschlossen und die schritt-
weise Umsetzung eingeleitet. Ziel ist ein Sicherheitsniveau
mit Eingreifzeiten von höchstens zwei Stunden an der 
gesamten deutschen Ostseeküste. Die Kernflotte für diese
Aufgaben wird langfristig aus zwei Mehrzweckschiffen
(Schadstoff-Unfall-Bekämpfungsschiffe mit hoher Not-
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schleppkapazität) des Bundes bestehen, hinzu kommen
drei von privaten Reedereien zu charternde Schlepper.

Seit November 2001 werden in Kiel der Schlepper „Bülk“
und in Warnemünde der Schlepper „Fairplay 26“ vorge-
halten. Für den Herbst 2002 ist die Charter eines weiteren
Hochseeschleppers für den Standort Saßnitz vorgesehen.
Die vollständige Umsetzung des Konzepts, die den Um-
bau des Mehrzweckschiffes „Scharhörn“ und den Neubau
eines für die Zwecke der Ostsee optimierten Schadstoff-
Unfall-Bekämpfungschiffs einschließt, soll nach der Pla-
nung bis Ende 2004 abgeschlossen werden.

Die Notfallschlepper werden der zentralen Einsatzleitung
des im Aufbau befindlichen Havariekommandos unter-
stellt. Mit dieser neuen gemeinsamen Bund-Küstenländer-
Einrichtung wird ein zentrales Vorhaben zur Optimierung
der nationalen maritimen Notfallvorsorge umgesetzt und
die Kernforderung einer im Jahre 1999 eingesetzten Unab-
hängigen Expertenkommission unter Leitung von Senator
a. D. Claus Grobecker erfüllt. Kern der einheitlichen, zen-
tralen Einsatzleitung über alle für den konkreten Einsatz
notwendigen Einsatzkräfte des Bundes und der Länder bil-
det ein in 24-Stunden-Dienstbereitschaft unterhaltenes Ma-
ritimes Lagezentrum. Die Zuständigkeiten für die Planung,
Vorbereitung, Übung und Durchführung von Maßnahmen
zur Menschenrettung, Schadstoffbekämpfung, Brand-
bekämpfung, Hilfeleistung und gefahrenabwehrbezogenen
Bergung werden in einem Kompetenzzentrum gebündelt
und einer einheitlichen Leitung unterstellt. Das Havarie-
kommando ist mit seinem Maritimen Lagezentrum außer-
dem die nationale und internationale Meldestelle für Un-
fälle auf See und maritime Unfallbekämpfung. Für die
verstärkte Zusammenarbeit der Ostseeanrainerstaaten im
Bereich der maritimen Notfallvorsorge steht damit ein ein-
heitlicher und kompetenter Ansprechpartner bereit.

OPK-Forderung Nr. 16:

„Kooperation der Ostseeanrainerstaaten, sodass die
katastrophalen Folgen von Unfällen und
technikbedingten Katastrophen verhindert werden.“

Die Bundesregierung hält diese Forderung für wesentlich
und hat sie bereits in der Vergangenheit im Rahmen des
Helsinki-Übereinkommens (1992) weitestgehend umge-
setzt. Mit Dänemark besteht zudem seit vielen Jahren eine
bilaterale Vereinbarung über die gegenseitige Hilfeleis-
tung bei der Bekämpfung von Meeresverschmutzungen
(DENGER Plan).

Aber auch eine der Empfehlungen der so genannten „Gro-
becker-Kommission“ (Havarie des Holzfrachters PALLAS)
zielt in dieselbe Richtung; so wurde mit Polen eine ope-
rative Vereinbarung für das Seegebiet „Pommersche
Bucht“ über die Zusammenarbeit bei Schiffskatastrophen
und der Bekämpfung von Meeresverschmutzungen gefor-
dert, die Ende 2001 abgeschlossen wurde.

Auch mit Schweden steht eine Vereinbarung über eine in-
tensivere Zusammenarbeit im Falle einer großflächigen
Meeresverschmutzung kurz vor dem Abschluss. Diese Ko-
operation wird als Vorsorgemaßnahme gegen die von dem
zunehmenden Verkehr tiefgangsbehinderter Fahrzeuge mit
gefährlichen Ladungen durch die Kadetrinne ausgehenden

Umweltgefahren verstanden. Eine vorgesehene trilaterale
Kooperation (Dänemark, Schweden und Deutschland) im
Bereich der westlichen Ostsee erweitert und verbessert die
– wie sich bei den letzten großen Meeresverschmutzungen
(z. B. Kollision der BALTIC CARRIER) gezeigt hat – be-
stehende gute Zusammenarbeit.

OPK-Forderung Nr. 17:

„Zusammenarbeit der Regierungen bei
Umweltsanierungsmaßnahmen in Küstengebieten“

Die Erfahrung zeigt, dass neben Bekämpfungsmaßnah-
men auf See häufig Säuberungsmaßnahmen an den Strän-
den anfallen. In der nationalen Bund/Länder-Vereinba-
rung über die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen
in Deutschland erstreckt sich deren örtlicher Geltungsbe-
reich auf die Hohe See, die Küstengewässer und auch auf
die Ufer und Strände.

Da bei manchen seeseitigen Verschmutzungsfällen keine
Bekämpfung auf dem Wasser erfolgen kann, sondern al-
lein die Reinigung verschmutzter Küstengebiete möglich
ist, sollte die internationale Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung von Meeresverschmutzungen alle diese Be-
reiche abdecken.

Die Bundesregierung hat auf der HELCOM EXTRA
Konferenz diesen Punkt aktiv vertreten und sich für die
Aufnahme eines entsprechenden Zusatzes in Anlage VII
des Helsinki-Übereinkommens eingesetzt. Anstelle einer
förmlichen Änderung wurde aber lediglich folgender Ap-
pell an die Regierungen der Vertragsparteien beschlossen:

„durch Ersuchen an die Regierungen der Vertragspar-
teien, ihre innerstaatlichen Fähigkeiten zu einem Ein-
satz zu stärken, dass sie in der Lage sind, anderen Ver-
tragsparteien Unterstützung und Zusammenarbeit auch
bei Einsätzen längs des Meeresufers anzubieten“.

Ferner wurde die zuständige Arbeitsgruppe der HELCOM
beauftragt, spezielle Vorschläge für die Ausdehnung der
Zusammenarbeit bei Einsätzen längs des Meeresufers zu
unterbreiten.

OPK-Forderung Nr. 18:

„Beobachterstatus bei der IMO“

Die Staaten der Ostseeanrainer sind Mitgliedstaaten der
IMO und durch ihre Regierungen in den Gremien der Or-
ganisation vertreten. Hierdurch ist auch die Information
der politischen Gremien der Mitgliedstaaten und deren
Einfluss sichergestellt. 

Weitere indirekte Informations- und Einflussmöglichkei-
ten sind über den Beobachterstatus gegeben, der der Eu-
ropäischen Kommission und der HELCOM als Organe
zwischenstaatlicher Einrichtungen bei der IMO einge-
räumt wurde. Die Ostseeparlamentarierkonferenz ist bei
HELCOM mit Beobachterstatus vertreten, sodass auch
auf diesem Weg Einflussmöglichkeiten gegeben sind.

Hierüber hinaus ist die Gewährung eines Beobachtersta-
tus für politische Gremien der Mitgliedstaaten nach den
Richtlinien der IMO nicht vorgesehen. 
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